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- Drucksache 7/4923 -

A. Problem 

Die Lenk- und Ruhezeiten im gewerblichen Straßenverkehr sind 
in der Verordnung (EWG) Nr. 543/69 des Rates vom 25. März 
1969 enthalten. Es ist erforderlich, diese Vorschriften entspre-
chend den bisherigen praktischen Erfahrungen zu ändern und an 
die zwischenzeitliche Entwicklung anzupassen. 

B. Lösung 

Es soll eine neue Verordnung erlassen werden. Das Inkrafttre-
ten wird jedoch davon abhängig gemacht, daß vorher eine ein-
heitliche Anwendung und Kontrolle in allen EWG-Mitgliedstaa-
ten gewährleistet wird. 

(Einmütige Billigung im Ausschuß) 

C. Alternativen 

entfallen 

D. Kosten 

entfallen 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Von der Vorlage - Drucksache 7/4923 - wird Kenntnis genommen. 

2. Die Bundesregierung wird ersucht, bei den weiteren Verhandlungen in 
Brüssel auf folgendes hinzuwirken: 

- Die Neuformulierung der Sozialvorschriften darf nicht zum Anlaß genom-
men werden, den bisher für Arbeitnehmer erreichten sozialen Standard 
zu reduzieren. 

- Bei der Neueinführung der Schichtzeiten sollte darauf geachtet werden, 
daß für die Dispositionsmöglichkeiten der Unternehmen ein ausreichender 
Spielraum erhalten bleibt. Die neuen Beschränkungen sollten nicht zu weit 
von den jetzt geltenden deutschen Regelungen abweichen. 

— Die alte Verordnung (EWG) Nr. 543/69 des Rates vom 25. März 1969 muß 
in allen EG-Mitgliedstaaten gleichmäßig durchgeführt und kontrolliert 
werden. Erst wenn dies gewährleistet ist, sollte der oben angegebene Ver-
ordnungsvorschlag verwirklicht werden. 

Bonn, den 26. Mai 1977 

Der Ausschuß für Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen 

Lemmrich Ollesch 
Vorsitzender Berichterstatter 

Bericht des Abgeordneten Ollesch 

Der in Drucksache 7/4923 enthaltene Verordnungs-
vorschlag wurde mit Schreiben des Präsidenten des 
Deutschen Bundestages vom 4. Februar 1977 dem 
Ausschuß für Verkehr und für das Post- und Fern-
meldewesen federführend und dem Ausschuß für 
Arbeit und Sozialordnung zur Mitberatung überwie-
sen. Der Verkehrsausschuß hat die Vorlage in seiner 
Sitzung am 25. Mai 1977 behandelt. 
Durch die Verordnung (EWG) Nr. 543/69 des Rates 
vom 25. März 1969 über die Harmonisierung be-
stimmter Sozialvorschriften im Straßenverkehr wur-
de in einer ersten Stufe zunächst die besonders 
dringliche Frage der Zusammensetzung des Fahrper-
sonals, die Lenkzeit und die tägliche Ruhezeit im 
gewerblichen Straßengüter- und Personenverkehr 
geregelt und für den EWG-Bereich vereinheitlicht. In 
den vergangenen sieben Jahren sind zahlreiche 
praktische Erfahrungen mit diesen Vorschriften ge-
sammelt worden. Daher ist vorgesehen, die alte 
Verordnung aus dem Jahre 1969 durch vollständig 

neue Vorschriften abzulösen. Bei dem jetzt zur Be-
ratung anstehenden Entwurf einer neuen EWG-Ver-
ordnung sind folgende Punkte hervorzuheben: 
- Es werden die neuen Begriffe „Schichtzeit" und 

„Ruhepause" eingeführt. Als Ruhepause gilt nur 
derjenige Zeitraum, in dem der Fahrer sich frei 
bewegen und über seine Zeit frei verfügen kann. 

- Die zulässigen Lenkzeiten werden verkürzt. 
- Die Tagesruhezeiten werden verlängert. Das glei-

che gilt für die wöchentlichen Ruhezeiten. 
- Auch wenn zwei Fahrer für ein Fahrzeug vor-

handen sind, jedoch eine Schlafkabine fehlt, sol-
len künftig einheitliche Bestimmungen angewen-
det werden. 

- Es werden besondere Bestimmungen über Jahres-
urlaub und über das Verbot von Prämien geschaf-
fen, die sich auf die Fahrstrecke oder die Beför-
derungsmenge beziehen. 
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Der Verkehrsausschuß begrüßt grundsätzlich die 
Bestrebungen der Kommission, im Interesse der 
Verkehrssicherheit und des Arbeitsschutzes die 
Sozialvorschriften im Straßenverkehr weiter zu 
harmonisieren. Der Ausschuß stellt jedoch fest, 
daß bereits die jetzt geltenden Sozialvorschriften 
über Lenkzeiten und Ruhezeiten in den einzelnen 
EG-Mitgliedstaaten nicht einheitlich durchgeführt 
und kontrolliert werden. Zur Zeit findet eine sol-
che Kontrolle im wesentlichen nur im Bundesge-
biet statt. Das erstrebte Ziel, die Verkehrssicherheit 
zu erhöhen und die Arbeitsbedingungen zu harmoni-
sieren, wird dadurch nur mangelhaft erreicht; außer-
dem führt die unterschiedliche Anwendung dieser 
Vorschriften in den einzelnen EG-Mitgliedstaaten zu 
Wettbewerbsverzerrungen besonders im grenzüber-
schreitenden Güterkraftverkehr. Der Ausschuß ver-
tritt daher die Auffassung, daß der vorliegende 
Vorschlag - nach weiteren Verbesserungen - erst 
dann in Kraft gesetzt werden sollte, wenn eine Ge-
währ für die einheitliche Durchführung und Kon-
trolle im gesamten EWG-Bereich besteht. 

Allerdings sollten die gegenwärtig laufenden Ver-
handlungen in Brüssel, mit dem Ziele einer weiteren 
Verbesserung des vorliegenden Verordnungsentwur-
fes mit Nachdruck fortgeführt werden. Bei der Ein-
führung der neuen Schichtzeitregelung sollte darauf 
geachtet werden, daß für die Dispositionsmöglich-
keiten der Unternehmen ein ausreichender Spiel-
raum bleibt. Es besteht kein Anlaß, neue Beschrän-
kungen einzuführen, die in erheblicher Weise von 
den jetzt geltenden nationalen deutschen Regelun-
gen abweichen. In die weiteren Verhandlungen soll-
ten auch die Änderungsvorschläge des Bundesrates 
einbezogen werden, die vom Verkehrsausschuß im 
wesentlichen unterstützt werden. 

Der mitberatende Ausschuß für Arbeit und Sozial-
ordnung hat keine Bedenken gegen die Vorlage un-
ter dem Gesichtspunkt des Arbeitsschutzes. In Über-
einstimmung mit dem Arbeitsausschuß empfiehlt der 
Verkehrsausschuß, von der Vorlage Kenntnis zu 
nehmen. Zusätzlich wird eine Entschließung vorge-
schlagen, in der die Bedenken des Verkehrsausschus-
ses zum Ausdruck kommen. 

Bonn, den 26. Mai 1977 

Ollesch 
Berichterstatter 




